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Einleitung: Problemidentifikation und 
Fragestellung  
 
(1) Aufgrund der zunehmenden Vernetzung internationaler Energie-
märkte und der wachsenden Abhängigkeit großer Industriestaaten von 
Öl- und Gasimporten1 haben unterseeische Rohrleitungen2 als mariti-
mes Transportmedium in den letzten Jahrzehnten an Bedeutung ge-
wonnen. Meeresrohrleitungen dienen zum einen dazu, Offshore-
Plattformen untereinander oder mit Anlagen an Land zu verbinden. 
Zum anderen werden Seerohrleitungen verlegt, um Öl und Gas von ei-
ner Küste an eine andere zu transportieren, unabhängig von der Off-
shore-Förderung. Insbesondere solche unabhängigen Transportrohrlei-
tungen treten in Konkurrenz zum Transportmedium Schiff. Trotz der 
zunehmenden Bedeutung solcher Seerohrleitungen wird der Großteil 
des auf dem Seeweg beförderten Erdöls und -gases immer noch per 
Schiff und nicht in Meeresrohrleitungen transportiert. Auch in absehba-
rer Zukunft wird die Seeschifffahrt mangels anderer wirtschaftlich kon-
kurrenzfähiger Technologien der zentrale Verkehrsträger für die Bewäl-
tigung des weltweiten Güteraustausches bleiben.3  

Verheerende Tankerunglücke wie der Zusammenstoß des Tankers Baltic 
Carrier mit einem Frachter am 29. März 2001 vor der deutschen Ost-
seeküste oder die Exxon Valdez-Katastrophe vom 24. März 1989 vor 
                                                           1 Die Begriffe „Erdöl“ und „Erdgas“ bzw. „Öl“ und „Gas“ werden in der 
vorliegenden Arbeit untechnisch verwendet und nicht weiter spezifiziert. Unter 
den Begriff Erdöl bzw. Öl fallen insbesondere Rohöl, Heizöl, Ölderivate und 
-Raffinate. Bei Erdgas handelt es sich um ein Gasgemisch, dessen Hauptbe-
standteil Methan ist und dessen chemische Zusammensetzung je nach Fundstät-
te schwankt. Auch diesbezüglich wird nicht auf chemische Einzelheiten einge-
gangen. 2 Im Englischen „submarine pipelines“, im Französischen „pipelines sous-
marins“, im Spanischen „tuberías submarinas“. Die Begriffe „unterseeische 
Rohrleitung/Pipeline“, „seeverlegte Rohrleitung/Pipeline“, „Meeresrohrlei-
tung/-pipeline“, „submarine Rohrleitung/Pipeline“, „untermeerische Rohrlei-
tung/Pipeline“ und „Seerohrleitung/-pipeline“ werden in der Arbeit synonym 
verwendet und beziehen sich auf Rohrleitungen, die am oder im Meeresboden 
verlegt werden – nicht jedoch auf Rohrleitungen, die durch Seen führen. 3 Vgl. J. Basedow, Perspektiven des Seerechts, (9) 10. 

1
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der Küste Alaskas haben die Gefahren des maritimen Transports von 
Erdöl und -gas in den Blickpunkt der Öffentlichkeit gerückt. Infolge 
des immer dichter werdenden Schiffsverkehrs und der katastrophalen 
Auswirkungen von Öleinleitungen auf Flora und Fauna ganzer Küsten-
regionen sind seeverlegte Pipelines im Vergleich zum Transport per 
Schiff mittlerweile ein sicheres und umweltschonendes alternatives 
Transportmedium – trotz der Gefahren für die Meeresumwelt, die bei 
Verlegung, Betrieb und (Nicht-)Entfernung unterseeischer Rohrleitun-
gen bestehen. Des Weiteren sind unterseeische Öl- und Gasleitungen, 
gerade beim Transport über weite Strecken, trotz hoher Bau- und Un-
terhaltungskosten, aufwendiger Verlegemethoden und kostspieliger 
Untersuchungen des Meeresbodens im Trassenverlauf ökonomischer als 
der Seetransport per Schiff. Auch vor dem Hintergrund der aktuellen 
Klimadebatte bieten seeverlegte Rohrleitungen eine umweltschonende 
Alternative zu den mit Schiffsdiesel betriebenen Tankschiffen.  
Eine Ölkatastrophe mit ähnlich verheerenden Auswirkungen wie bei 
den zahlreichen Tankerunglücken der vergangenen Jahrzehnte ist bei 
seeverlegten Rohrleitungen bisher nicht eingetreten. An dieser Ein-
schätzung ändert auch die Ölkatastrophe im Golf von Mexiko nichts, 
dem bisher „schwersten Ölunfall der Geschichte“4, der am 20. April 
2010 mit der Explosion der Bohrplattform Deepwater Horizon begann 
und dessen längerfristige Auswirkungen noch nicht abzusehen sind.5 
Dieses Unglück hat die nur schwer kalkulierbaren und beherrschbaren 
Risiken der Offshore-Förderung von Erdöl und -gas der Weltöffent-
lichkeit vor Augen geführt sowie die Unbeherrschbarkeit der Lagerstät-
ten im Meer in mehreren 1.000 Metern Tiefe, bedingt insbesondere 
durch den enormen Druck, mit dem das Erdöl aus einer einmal ange-
zapften Lagerstätte austritt.  
Die Gefahren der Öl- und Gasförderung in flachen und küstennahen 
Gewässern, die bereits seit den 1970er Jahren in beträchtlichem Umfang 
stattfindet, sind mittlerweile relativ gut beherrschbar. Anders ist die Ge-
fahrenlage bei einer Förderung in der Tiefsee und in klimatisch an-
spruchsvollen Regionen wie der Arktis. In technischer, ökologischer 
und finanzieller Hinsicht ist eine Förderung dieser Vorkommen schwie-
rig: Der Abbau in mehreren 1.000 Metern Tiefe und in Gebieten mit 
                                                           4 S. Liebrich, Apokalypse in Öl, SZ, Thema das Tages, 12./13. Juni 2010, 2. 5 Die Schätzungen des austretenden Öls variieren und werden ständig nach 
oben korrigiert. Glaubwürdige und unabhängige wissenschaftliche Schätzungen 
liegen zwischen drei und sechs Millionen Liter pro Tag. Siehe C. Schrader, Eine 
„Exxon Valdez“ pro Woche, SZ, Thema das Tages, 12./13. Juni 2010, 2. 
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schwierigen klimatischen Bedingungen wie der Arktis erfordert hoch 
entwickelte Technologie und Logistik sowie hohen Kapitaleinsatz bei 
erheblichen finanziellen und ökologischen Risiken.6 Ähnliches gilt für 
sog. Gashydrate.7 Zwar ist auch das Energiepotential dieser Methan-
vorkommen auf dem Festlandsockel erheblich, sie könnten eine bedeu-
tende Energiereserve für die Menschheit darstellen, wenn konventionel-
le Gas- und Ölreserven erschöpft sind.8 Jedoch birgt auch der Abbau 
dieser Methanhydrate nicht zu unterschätzende ökonomische, techni-
sche und ökologische Risiken.9 

                                                           6 Siehe R. Lagoni/A. Proelß, Festlandsockel und ausschließliche Wirt-
schaftszone, (161) 174, Rn. 27. Vor der Küste Angolas wird beispielsweise be-
reits in einer Tiefe von bis zu 1.400 m Öl gefördert. Siehe S. Zierul, Goldrausch 
in der Tiefsee, SZ, Wissen, 23. Januar 2009, 16. Knapp ein Drittel der schrump-
fenden Ölreserven liegt unter dem Meer. Die Kosten der Tiefseeförderung lie-
gen etwa 30 Mal so hoch wie bei der Ölförderung an Land. Aus S. Liebrich, 
Apokalypse in Öl, SZ, Thema das Tages, 12./13. Juni 2010, 2. 7 Gashydrate sind eisähnliche, brennbare Verbindungen aus Wasser und 
Gas (insbesondere Methan, daher auch Methanhydrate genannt), die nur unter 
hohem Druck und/oder bei niedrigen Temperaturen stabil sind und in erhebli-
chen Mengen in den arktischen Permafrostgebieten und im und am Meeresbo-
den vorkommen. Weitere Informationen zu Gashydraten auf der Webseite des 
Leibniz-Instituts für Meereswissenschaften (IFM-Geomar), abrufbar unter: 
http://www.ifm-geomar.de/index.php?id=gh-allgemein (Stand Juli 2010). Siehe 
auch M.C. Pröfrock, Energieversorgungssicherheit im Recht der EU/EG, 179 
m. w. N. 8 Bereits 1999 schloss die US-Energiebehörde nicht aus, dass Methanhydrat 
als fossilem Energieträger in den nächsten zwei Jahrzehnten die Rolle zuwach-
sen könnte, die das Erdöl im 20. Jahrhundert gespielt hat. Aus R. Lagoni/A. 
Proelß, Festlandsockel und ausschließliche Wirtschaftszone, (161) 173, Rn. 25. 
Siehe auch R. Friebe, Hoffen auf die Tiefsee, SZ, Wissen, 29. Juli 2009, 16. 9 Zum einen müssen ökonomische und technisch sichere Produktionstech-
nologien entwickelt werden. Zum anderen sind die Risiken hoch, dass durch 
Rutschungen, die beim Abbau verursacht werden, riesige Flutwellen (Tsunamis) 
ausgelöst werden. Zudem ist Methanhydrat, das unter atmosphärischen Bedin-
gungen brennt (deshalb auch die Bezeichnung „brennendes Eis“), ein zwanzig-
mal stärkeres Treibhausgas als CO2. Dies kann bei einer Freisetzung in größeren 
Mengen einen kaum abschätzbaren Einfluss auf das globale Klima und den 
Kohlenstoffkreislauf haben. Siehe R. Lagoni/A. Proelß, Festlandsockel und aus-
schließliche Wirtschaftszone, (161) 173, Rn. 25. Siehe zu den Gefahren eines 
Abtauens der Methanhydrat-Vorkommen in der Arktis V. Mrasek, Auftauendes 
Methaneis: Sibiriens Klimagas-Tresor öffnet sich, spiegel online, 16. April 2008, 

http://www.ifm-geomar.de/index.php?id=gh-allgemein
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Die Förderung der in der Tiefsee und der Arktis gelagerten Vorkom-
men, auch der Methanhydrate, wird in Zukunft wegen der immer 
knapper werdenden Ressourcen, der steigenden Nachfrage und techni-
schen Innovationen, z. B. ferngesteuerten Unterwasserplattformen und 
automatischen Tauchrobotern, sicherlich an Bedeutung gewinnen.10 
Doch hat gerade die Umweltkatastrophe vor der US-amerikanischen 
Küste im Golf von Mexiko gezeigt, wie komplex und langwierig es ist, 
ein Ölleck auf dem Meeresgrund in 1.500 Metern Tiefe zu schließen 
und den enormen Druck zu beherrschen, unter dem derartige Lager-
stätten stehen.11 Inwieweit dies zu einem längerfristigen Umdenken bei 
der Tiefsee-Förderung und zu einer neuen Einschätzung der Nutzen 
und Risiken der Offshore-Förderung führen und Wege aus der generel-
len Abhängigkeit von Öl und Gas aufzeigen wird, werden die kom-
menden Jahre zeigen.  
Derartige technisch unbeherrschbare und ökologisch verheerende Ge-
fahren existieren bei seeverlegten Transportleitungen nicht, die unab-
hängig von einer Offshore-Förderung Öl und Gas von einer Küste an 
eine andere transportieren. Tritt Öl oder Gas aus einer solchen reinen 
Transportrohrleitung aus, führt dies zu einem sofortigen Druckabfall in 
der Leitung und damit zu einer Aktivierung von Schotten bzw. einer 
Deaktivierung der Pumpen.12 Die Menge an Öl und Gas, die bei einem 
Leck in einer Rohrleitung ins Meer austreten kann, ist also, anders als 
bei Unfällen im Zusammenhang mit der Offshore-Förderung, begrenzt, 
so dramatisch die damit verbundenen ökologischen Konsequenzen 
auch sein mögen. 

                                                           
abrufbar unter: http://www.spiegel.de/wissenschaft/natur/0,1518,547716,00. 
html (Stand Juli 2010). 10 Siehe zu den Technologien A. Stirn, Auf Montage am Meeresboden, SZ, 
Wissen, 19./20. Juni 2010, 20; C. Schrader, Im Tiefenrausch, SZ, Wissen, 19./20. 
Juni 2010, 20, mit Abbildungen.  11 Doch auch davor gab es vergleichbare Unfälle, als beispielsweise am 21. 
August 2009 in der Timorsee vor der Nordküste Australiens eine Bohrstelle au-
ßer Kontrolle geriet. Erst nach zehn Wochen gelang es, das Leck zu schließen. 
Siehe S. Liebrich, Denn sie wissen nicht, was sie tun, SZ, Thema des Tages, 27. 
Mai 2010, 2. 1979 brauchte der Ölkonzern Pemex neun Monate, um auf der 
mexikanischen Seite des Golfs von Mexiko ein Leck in nur 50 Metern Tiefe zu 
stopfen. Aus C. Schrader, Sparen und sterben, SZ, 16. Juni 2010, 8. 12 Siehe W. Wiese, Seeverlegte Rohrleitungen im Völkerrecht, 346 m. w. N.; 
M. Roelandt, La condition juridique des pipelines, 179. 

http://www.spiegel.de/wissenschaft/natur/0,1518,547716,00
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(2) Aktuelles medienwirksames Beispiel einer unterseeischen Rohrlei-
tung ist die Nord Stream-Pipeline, die in der Ostsee verlegt wird.13 Als 
am 8. September 2005 Russland und Deutschland den Bau zweier paral-
lel verlaufender, ca. 1.200 Kilometer langer unterseeischer Rohrleitun-
gen von St. Petersburg nach Greifswald in einem Rahmenvertrag ver-
einbarten, rückten insbesondere umweltschutz- und sicherheitsbezoge-
ne Aspekte seeverlegter Rohrleitungen in den Blickpunkt der (europäi-
schen) Öffentlichkeit. In bisher kaum gekanntem Maße wurde die Öf-
fentlichkeit durch die Medien, aber auch im Rahmen offizieller Mecha-
nismen wie einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP, im Englischen 
„Environmental Impact Assessment“, EIA) über Einzelheiten des Pro-
jektes informiert und daran beteiligt. In der öffentlichen Debatte spiel-
ten neben den Auswirkungen auf die Meeresflora und -fauna insbeson-
dere die Rechte und Pflichten einzelner Ostseeanrainerstaaten sowie si-
cherheitsbezogene Probleme eine Rolle, beispielsweise die von versenk-
ter Munition im Bereich der Trasse ausgehenden Gefahren.  

Am Beispiel der Nord Stream-Pipeline wird deutlich, dass bei aktuell 
realisierten bzw. geplanten Pipeline-Projekten Umweltaspekte immer 
bedeutender werden. Zwar wurden auch bei früheren Vorhaben, z. B. 
bei der Ende der 1970er Jahre in der Nordsee verlegten Ekofisk-
                                                           13 Bis Oktober 2006 firmierte das Projekt unter dem Namen North Europe-
an Gas Pipeline (NEGP), in den Medien meist Ostseepipeline genannt, auch 
Gazprom-Gaspipeline, Nordeuropäische Pipeline oder Nordeuropäische Gaslei-
tung. Das Projekt begann 1997 mit einer umfangreichen Machbarkeitsstudie. 
An dem gemeinsamen Unternehmen Nord Stream AG (früher North European 
Gas Pipeline Company) halten Gazprom, der größte russische Energiekonzern, 
51 %, E.ON Ruhrgas und BASF/Wintershall jeweils 15,5 % sowie die nieder-
ländische Gasunie und die französische GDF Suez jeweils 9 %. Siehe M. Gass-
mann, Eon und BASF reduzieren Anteil an Ostseepipeline, Financial Times 
Deutschland, 30. Juli 2009, 4. Die Nord Stream AG ist als Aktiengesellschaft ins 
Schweizer Handelsregister eingetragen, Hauptsitz der Gesellschaft ist Zug in 
der Schweiz, eine Niederlassung gibt es in Moskau. Die erste Pipeline soll Ende 
2011, die zweite 2012 in Betrieb genommen werden. Siehe Nord Stream AG, 
Presse-Hintergrundinformation: Neue Wege der Gasversorgung für Europa, 
Januar 2008, 2 unter: http://www.nord-stream.com/uploads/media/Nord_ 
Stream_Press_Release_Background_info_ger.pdf (Stand Juli 2010). Siehe zur 
Entwicklung des Projekts R. Tarnogórski, North European Gas Pipeline, (104) 
106 ff.; R. Götz, Die Ostseegaspipeline, 1 f.; C. Abromeit, Die Ostseepipeline, 
(354) 355; R. Wolf, Rechtliche Rahmenbedingungen für die geplante Ostsee-
Pipeline, (24) 25; K. Kim, Ostseepipeline „Nord Stream“ – ein meeresumwelt-
rechtliches Problem?, (170) 171; L. Simonet, Le Gazoduc Nord Stream et la 
Mer Baltique, (81) 82.  

http://www.nord-stream.com/uploads/media/Nord_

